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eber Wildſchadenerſatz. 


Das k. k. Reichsgericht hat unterm 9. Juli 1874, 3. 126 
über den zwiſchen den Gerichts- und Verwaltungsbehörden obwalten⸗ 
den negativen Competenzconflict in Betreff der Zuſtändigkeit der Ent⸗ 
ſcheidung des zwiſchen Joſeph P. und dem Grafen Guſtav Th. an— 
hängigen Streites wegen Wildſchadenerſatz zu Recht erkannt: „Zur 
Entſcheidung des zwiſchen dem Herrn Joſeph P. und dem Herrn 
Grafen Guſtav Th. obwaltenden und von dem Erſteren urſprünglich 
kei den politiſchen Behörden und nach Ablehnung der Competenz von 
Seite derſelben — bei den Gerichten und zwar bei dem Bezirksgerichte 
K. in Krain anhängig gemachten Streites wegen Erſatz von Wild⸗ 
ſchäden ſind die Gerichte zuſtändig. 

Gründe: 

Die thatſächlichen Vorausſetzungen des vorliegenden Competenz⸗ 
conflietes werden von keiner Seite beftritten, theilweiſe ſogar aus⸗ 
drücklich zugegeben und find demnach als richtig anzuſehen. Sie bes 
ſtehen in Folgendem: Herr Joſeph P. behauptet, daß ihm im Winter 
des Jahres 1871 an ſeiner Obſtbaumſchule durch Wild aus dem von 
dem Herrn Grafen Guſtav Th. gepachteten Jagdreviere ein erheblicher 
Schaden zugefügt worden ſei und daß der Herr Graf Guſtav Th. 
ihm, nachdem er ſich außerämtlich an ihn gewendet, mündlich 
verſprochen habe, dieſen Schaden zu erſetzen, ſobald derſelbe durch 
zwei unbefangene Schätzleute erhoben und bewerthet fein würde. 

Nach der ſofort erfolgten außeramtlichen Erhebung und Schä⸗ 
sung dieſes Wildſchadens konnten ſich aber die Parteien über die 


Ziffer des Schadenerſatzes nicht einigen, wornach ſich Herr P. gende | 


thiget ſah, ſich mit Eingabe de pres. 18. Jänner 1872 an die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft R. um Zuerkennung des von den beiden Sach— 
verſtändigen mit 50 fl. 80 kr. bewertheten Schadenerſatzes zu wenden; 
allein dieſe politiſche Behörde hat mit Entſcheidung vom 18. Februar 
1872, 3. 995 und in Beſtätigung dieſer Entſcheidung auch die k. k. 
Landesregierung von Krain mit Erlaß vom 19. April 1872, 3. 2384 
den Herrn Joſeph P. mit ſeinem Wildſchaden⸗Erſatzanſpruche auf den 


nun Herr P. diesfalls eine Klage und zwar jetzt auf Zuerkennung 
eines Schadenerſatzes im Betrage von nur 48 fl. 80 kr. bei deu Ge⸗ 
richten einbrachte, haben auch dieſe und zwar das ſteierm.⸗kärntneri⸗ 
ſche Oberlandesgericht in zweiter Inſtanz mit Entſcheidung vom 20. 
März 1874, 3. 2982 mit der Begründung, „daß zur Erhebung und 
inſtanzmäßigen Entſcheidung aller Wildſchadenerſatzanſprüche nach der 
Verordnung vom 14. Juli 1859, Nr. 128 R. G. Bl. die politiſchen 
Behörden als ausſchließlich berufen erklärt worden feien“, die Eompetenz 
der Gerichte zur Entſcheidung des erhobenen Streites gänzlich abgelehnt. 

Es liegt daher hier wirklich der im § 14 des Geſetzes vom 18. 
April 1869, Nr. 44 R. G. Bl. vorausgeſetzte Fall eines negativen 
Competenzconflictes zwiſchen Verwaltungs- und Gerichtsbehörden vor, 
worüber das Reichsgericht zu entſcheiden berufen iſt. Nach dem auf 
einer allerhöchſten Anordnung des Kaiſers beruhenden Miniſterialer⸗ 
laſſe vom 14. Juli 1859, Nr. 128 R. G. Bl. ſind nun allerdings 
zur Erhebung und inſtanzmäßigen Entſcheidung aller Wildſchaden⸗ 
erſatzanſprüche ausſchließlich die politiſchen Behörden berufen. Dennoch 
konnte das Reichsgericht zur Entſcheidung des vorliegenden Rechts— 
ſtreites nur die Gerichte als competent erkennen, weil beide ſtreitende 
Theile ſchon bei den vorausgegangenen adminiſtrativen und gerichtlichen 
Verhandlungen zugeſtanden und bei der mündlichen Verhandlung vor 
dem Reichsgerichte ſowohl der Herr Bevollmächtigte des Antragſtellers 
als auch der Herr Vertreter des Miniſteriums des Innern überein— 
ſtimmend darauf hingewieſen haben, daß der in dieſem Streite einge⸗ 
ſchrittene Herr P. ſeinen Anſpruch auf Schadenerſatz zunächſt auf das 
vorausgegangene außergerichtliche Anerkenntniß des Herrn Grafen 
Guſtav Th. daß von Seite feines Wildes ein Schaden in der Obft- 
baumſchule des Klägers angerichtet worden ſei und auf deſſen vom 
Herrn P. angenommenes mündliches Verſprechen ſtütze, daß Graf Th. 
dieſen Schaden erſetzen wolle und daß dieſelben nur über das Qua n- 
tum dieſes Schadens und über die Art der Erhebung und Bewer— 
thung dieſes Quantums ſo wie über das Ausmaß der hiernach zu 
leiftenden Entſchädigung ſtreiten. Darüber aber zu entſcheiden, ob und 
in wie weit dieſes vorausgegangene Privat-Ulebereinkommen überhaupt 
giltig und bei Beſtimmung der quantitativen Höhe des Schadens 
maßgebend ſei, können, da es ſich hierbei ausſchließend um Beurthei⸗ 
lung von Privatrechtstiteln handelt, im Sinne der beſtehenden Geſetze 
nur die Gerichte als berufen erkannt werden.“ 

Wir knüpfen an dieſe Entſcheidung nachſtehende, in der „Wiener 
Landwirthſchaftlichen Zeitung“ *) enthaltene Darlegung der geſetzlichen 


) In den Nummern 40 und 41 de 1874. Der mit P. gezeichnete Aufſatz 
| rührt höchſt wahrſcheinlich vom k. k. Sectionsrath Peyrer her. Der Verfaffer dieies 
Aufsatzes führt im Eingange desſelben in der „Landw. Zeitung“ gleichfalls obige 
Reichsgerichtsentſcheidung vor, jedoch in einer nicht vollkommen richtigen (aus einem 
politiſchen Tagesblaite reproducirten) Darftellung. 


Beſtimmungen über Wildſchadenerſatz und ihrer bisherigen praktiſchen 
Handhabung: 
In Oeſterreich iſt die Frage über den Wildſchadenerſatz in 


182 


nach den Beſtimmungen des allg. bürg. G. B. über den Schaden⸗ 
erſatz zu beurtheilen ſei. 
Obgleich ein bloßes Eompetenzgeſetz Aenderungen in den mate⸗ 


den Hauptbeſtimmungen durch das Jagdpatent Kaiſer Joſeph II. vom riellen Geſetzen über den Wildſchadenerſatz nicht zu begründen vermag, 


28. Februar 1786 geordnet, welches im § 15 beſtimmt: „Alle Wild⸗ 
ſchäden, fie mögen in landesfürſtlichen oder Privatjagdbarkeiten an Feld⸗ 
früchten, Weingärten oder Obſtbäumen geichehen, müſſen den Unter⸗ 
thanen nach Maß des erlittenen Schadens ſogleich in natura oder in 
Geld vergütet werden.“ 

Das allg. bürgerl. Geſetzbuch (§ 383) und das Jagdpatent vom 
7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154 ($ 11) berufen ſich über die 


Frage des Wildſchadenerſatzes auf die beſtehenden Vorſchriften, haben 


daher an denſelben nichts geändert. 

Das Jagdpateut vom 28. Februar 1786 hatte die Entſcheidung 
über Wildſchäden den politiſchen Behörden, und zwar in erſter Inſtanz 
den Kreigämtern zugewieſen, denen zugleich die Maßregeln obliegen, 
einen allzugroßen Anwachs des Wildſtandes hintanzuhalten. Nach Auf- 
hebung des Unterthanenverhältniſſes ſowie des Jagdrechtes auf fremdem 
Grund und Boden durch das Patent vom 7. März 1849 wurde auf 
Grundlage der Jurisdictiousnorm vom 18. Juni 1850, welche alle 
Streitigkeiten wegen einer durch Menſchen oder Thiere zugefügten 
Beichädigung der Grundſtücke oder der auf denſelben noch befindlichen 
wenn gleich ſchon abgeſonderten Grunderzeugniſſe den Bezirksgerichten 
zuwies, durch die Miniſterialverordnung vom 5. Juli 1850, R. G. 
Bl. Nr. 262, insbeſondere beſtimmt, daß von dem Zeitpunkte der 
Activirung der neuen Gerichtsbehörden an alle Klagen auf Erſatz der 
Jagd⸗ und Wiloſchäden in erſter Inſtanz bei den Bezirksgerichten 
anzubringen ſind. Schon durch die ſpäteren Jurisdictionsnormen vom 
Jahre 1852 waren Zweifel über die Competenz hervorgerufen worden, 
indem viele die Klagen wegen Beſchädigung der Grundſtücke und der 
Erzeugniſſe derſelben durch Menſchen oder Thiere nur dann den Ge— 
richten zuwieſen, wenn ſie nicht in den Wirkungskreis der politiſchen 
Behörden gehören. Es wurden nunmehr auf Grund derſelben Com⸗ 


und obgleich jene Anſicht auch nicht in allen gerichtlichen Entſcheidungen 
aus jener Zeit feſtgehalten wurde, in vielen derſelben vielmehr die 
politiſchen Verordnungen zur Anwendung gelangten, ſo läßt ſich doch 
nicht verkennen, daß jene Anſicht die vorherrſchende war. 
Mit Rückſicht auf die 88 1295, 1305, 1331 1332 des allg. 
bürg. G. B. forderten die Gerichte zur Begründung einer Wildſchaden⸗ 
erſatzklage von dem Beſchädigten den Beweis, daß der Schaden durch 
eine Ueberſchreitung des Rechtes oder ein ſonſtiges Verſchulden des 
Geklagten verurſacht wurde, z. B. daß er das Wild übermäßig hegte 
oder überhandnehmen ließ. In den wenigen Fällen, wo der beſchädigte 
Grundeigenthümer einen ſolchen Beweis verſuchte, verurſachten die 
Erhebungen über den „angemeſſenen Wildſtand“ ganz unverhältniß— 
mäßige Koſten und blieben in der Regel reſultatlos. Dem „ſachver— 
ſtändigen Jäger“ erſchien im Gegenſatze zum Uitheile des „ſachver— 
ſtändigen Oekonomen“ auch ein großer Wildſtand noch als „angemeſſen“. 
In den Entſcheidungen der politiſchen Behörden dagegen kam 
die Anſchauung zur allgemeinen Geltung, daß nach dem Wortlaute 
des Patentes vom J. 1786 alle Wildſchäden unbedingt vergütet 


J. 
werden müſſen, ohne daß die Erſatzpflicht auf den Fall einer Beſchä⸗ 
digung durch übermäßiges Hegen des Wildſtandes oder überhaupt 
eines Verſchuldens im Sinne des allg. bürg. G. B. beſchränkt werden 
darf. Dieſe Anſchauung beruht auf den Erwägungen, erſtens, daß 
anderweitige Erforderniſſe, insbeſondere Unterſcheidungen zwiſchen einem 
mäßigen und übermäßigen Wildſtande, zwiſchen Schaden durch Hoch— 
oder ſonſtiges Wild, Stand- oder Streifwild, welches etwa im Nach⸗ 
bargebiete übermäßig gehegt wird u. dgl., ſelbſt durch die koſtſpieligſten 
Erhebungen ſich nie ſicher erweiſen kaſſen und daher jedes Entſchädi⸗ 
gungsrecht illuſoriſch machen, und zweitens, daß es ſich hier um Be— 
ſchädigungen handelt, vor welchen ſich der Grundeigenthümer nie ganz 


petenzgeſetze derlei Erſatzklagen in einzelnen Kronländern von den zu bewahren vermag, indem er durch die das Eigenthumsrecht beſchrän⸗ 


Gerichten, in anderen von den politiſchen Behörden behandelt und 
es gab jeder einzelne Fall zu Competenzſtreiten Aulaß. 

Um denſelben zu begegnen, wurde auf Grund der allerhöchſten 
Entſchließung vom 1. December 1858 — alſo mit der Kraft eines 
Geſetzes — die Verordnung der Miniſterien des Innern und der 
Juſtiz vom 14. Juli 1859, R. G. Bl. Nr. 128 erlaſſen, welche 
wie folgt lautet: „Seine k. k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit a. h. 
Entſchließung vom 1. December 1858 zu genehmigen geruht, daß 
für diejenigen Kronländern, für welche das Jagdpatent vom 28. Februar 
1786 erlaſſen wurde, zur Erhebung und inſtanzmäßigen Entſcheidung 
aller Wildſchadenerſatzanſprüche die politiſchen Behörden als ausſchließlich 
berufen erklärt werden, und daher alle Eingaben und Beſchwerden, 
welche derlei Angelegenheiten betreffen, bei den politiſchen Behörden 
erſter Inſtanz anzubringen ſind.“ 

Seit dem Beſtehen dieſes Geſetzes iſt kein Fall bekannt geworden, 
daß die Gerichte Klagen über Wildſchadenerſatzanſprüche in Verhand— 
lung genommen haben; dagegen liegen zahlloſe Entſcheidungen der 
politiſchen Behörden vor, in welchen dieſelben für derlei Angelegen— 
heiten ſich als ausſchließlich competent erklärt haben “). 

Es iſt nicht ohne Jutereſſe, eine Vergleichung anzuſtellen zwiſchen 
den Entſcheidungen der Gerichte über die wichtigſten Fragen des Wild- 
ſchadenerſatzes aus der Zeit vom Jahre 1850 bis 1859 und jenen 


der politiſchen Behörden über dieſelben Fragen ſeit der Zeit, in welcher 


die politiſche Competenz geſetzlich begründet iſt. 

Obgleich $ 383 des allg. bürg. G. B. ausdrücklich beſtimmt, 
daß die Frage, wie der vom Wilde verurſachte Schaden zu vergüten 
ſei, nach den politiſchen Verordnungen zu beurtheilen ſei, hat ſich den— 


noch in der Praxis der Gerichte aus der Zeit von 1850 —59 die 


Anſicht geltend gemacht, daß mit Rückſicht auf die geänderten Beſtim⸗ 
mungen des Patentes vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154 


über das Jagdrecht, und nachdem durch die Verordnung vom 5. Juli 
1850 die Erhebung und Entſcheidung über Wildſchäden in den Wir⸗ 
kungskreis der Gerichte gezogen worden iſt, jene Frage nunmehr nur 


) Vergleiche Haimerl's „öſterr. Vierteljahrsſchrift für Rechts und Staats- 
wiſſenſchaft“, XII. B., 1.: Zur Lehre vom Erſatze der Jagd⸗ und Wildſchäden. Mit 
vorzüglicher Rückſicht auf Rechtſprechung des öſterr. Staatsminiſteriums, von 
Karl Peyrer. 


kenden Beſtimmungen über das Jagdrecht und deſſen Ausübung nicht 
berechtigt iſt, das beſchädigende Wild ſelbſt abzuſchießen. 

Entſcheidungen der Gerichte haben die Erſatzpflicht auf Wild— 

ſchäden an Obſtbäumen, Weingärten und Feldfrüchten in den der 
Jagd offenen Räumen beſchränkt; die Entſcheidungen der politiſchen 
Behörden dagegen haben dieſe Erſatzpflicht auch auf Wildſchäden in 
Waldungen ſowie in geſchloſſenen Gärten ausdehnt. Erſtere haben einen 
Erſatz für Schäden an unverwahrten Obſtbäumen nicht zuerkannt, 
während die politiſchen Behörden, ſoweit nicht geſetzliche Beſtimmun⸗ 
gen den Grundeigenthümer zur Auwendung von Schntzmitteln aus⸗ 
drücklich verpflichten, die Erſatzpflicht dem Jagdberechtigten auferlegt 
haben, um dieſen anzuhalten, das Wild jederzeit in dem den Culturen 
angemeſſenen Stande zu halten, um koſtſpielige Schutzmittel, welche 
das Erträgniß der Culturen verzehren, hintanzuhalten und um den 
Wildſchadenerſatz, überhaupt durch den Beweis, daß der Schutz ein 
angemeſſener war, nicht zur Illuſion zu machen. 

Nicht minder nachtheilig für die Grundeigenthümer als die Be⸗ 
handlung der materiellen Rechtsbeſtimmungen vor den Gerichtsbehörden 
erwieſen ſich für die Rechtsdurchſetzung die proceſſualiſchen Normen, 
wie ſolche für die Gerichte gelten, im Vergleiche zu jenen der poli- 
tiſchen Behörden. Die ſeither eingetretenen und noch zu erwartenden 
Verbeſſerungen in unſerer Civilproceßordnung würden wohl derzeit 
die Uebertragung der Wildſchadenerſatzklagen an die Gerichte, ſoweit 
hierbei nur das Verfahren in Frage kommt, minder bedenklich er⸗ 
ſcheinen laſſen, als dies in der Zeit von 1850 — 59 der Fall war; 
ein Rückblick auf jene Zeit ſcheint aber auch jetzt noch für die weitere 
Entwickelung des Gegenſtandes nicht ohne Bedeutung. 

Die politiſchen Behörden geſtatteten mehreren Grundeigenthümern 

desſelben Jagdbezirkes die gemeinſchaftliche Klage gegen den Jagd⸗ 
herrn; bei dem Verfahren vor den Gerichtsbehörden ſtauden der ſub⸗ 
jectiven Klageanhäufung theilweiſe die Vorſchriften der Gerichtsordnung 
entgegen. Das Jagdpatent vom Jahre 1786 bezeichnet den „Jäger 
des Jagdinhabers“ als den Bevollmächtigten des letzteren und ver⸗ 
ordnet die Beiziehung desſelben zur Verhandlung; die Civilproceß⸗ 
ordnung erkennt eine ſolche natürliche Bevollmächtigung nicht an und 
fene eben dadurch anch die Rechtsdurchſetzung bei Wildſchäden 
gegen den nicht im Bezirke wohnhaften Jagdberechtigten. 


Das Verfahren vor den Gerichten und insbeſondere die An⸗ 
wendung und Würdigung der Beweismittel iſt an die Vorſchriften 
der Civilproceßordnung gebunden; jenes vor den politiſchen Behörden 
iſt innerhalb der allgemeinen Normen des administrativen Verfahrens 
und einzelner Specialvorſchriften dem vernünftigen Ermeſſen, die Be⸗ 
weiswürdigung der freien Ueberzeugung der Behörden ohne gefeßliche 
Beweisregeln überlaſſen. Der eigenthümlichen Natur der Wildſchaden⸗ 
klagen hat das Verfahren nach der bisher geltenden Gerichtsordnung 
wenig entſprochen. Die Fälle, wo zur Beſichtigung der Spuren des 
Wildes oder der Beſchädigungen erſt nach Monaten der Beweis durch 
Sachverſtändige zugelaſſen, wo vorerſt über die Perſonen und Eigen⸗ 
ſchaften der Sachverſtändigen proceſſirt wurde und der Beweis ſpäter 
begreiflicherweiſe gar nicht mehr hergeſtellt werden konnte, wo bei ge⸗ 
ringeren Beſchädigungen das weitläufige und koſtſpielige civilrechtliche 
Verfahren gänzlich gemieden und der Schaden vom Grundeigenthümer 
gleich einer Beſchädigung durch Elementarereigniſſe geduldig getragen 
werden mußte, bildeten faſt die Regel. 

Die Entſcheidungen der polttiſchen Behörden, welche auf ver 
nünftigem Ermeſſen beruhten, konnten auch jenen feineren Unterſchei⸗ 
dungen gerecht werden, welche die Eigenthümlichkeiten des derzeit gel- 
tenden Jagdrechtes, ſo wie der Wildſchadenklagen überhaupt im Gegen⸗ 
ſatze zu ſonſtigen nach dem bürgerl. Geſetzbuche zu beurtheilenden Ent— 
ſchädigungsklagen erfordern, z. B. über die Erſaßpflicht des Pächters 
und beziehungsweiſe der Gemeinde- oder Jagdgenoſſenſchaft bei man⸗ 
gelnden Vertragsbeſtimmungen, über das allfällige Regreßrecht, über 
den Schaden durch Streifwild, wenn ſolches im Nachbargebiete über⸗ 
mäßig gehegt wird, über die Objecte der zu vergütenden Wildſchäden, 
über die Jagdthiere, welche zum Wilde gehören, über die Art und 
Weiſe der Beweisführung und Beweiswürdigung, Berechnung des 
Schadens, über die Koſten, den Vergleichsverſuch u. dergl. 

Mit Rückſicht auf die bisher dargeſtellten Verhältniſſe iſt es 
daher begreiflich, daß bei dem dermaligen Stande der Geſetzgebung 
die Behandlung der Wildſchadenklagen vor den politiſchen Behörden 
jener vor den Gerichten von den Grundeigenthümern weit vorgezogen 
wurde. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Mitglieder des Gemeindevorſtandes und-Ausſchuſſes, welche gegen 

Nemuneration Gemeindegeſchäfte beſorgen, können nicht als Be⸗ 

dienſtete der Gemeinde im Sinne der Gemeindewahlordnung angeſe⸗ 
hen werden. 


Am 20. November 1873 wurde in O. C. zur Wahl des Ge— 
meindevorſtandes geſchritten, aus welcher Joſeph M. als Gemeindevor⸗ 
ſteher und Eduard S. als Gemeinderath hervorgingen. Gegen dieſen 
Wahlact haben der bisherige Gemeindevorſteher Johann M. daun das 
neugewählte Gemeinde-Ausſchußmitglied Anton N. deßhalb Einwen⸗ 
dungen erhoben, weil den Gewählten der Ausſchließungsgrund des 
8 36 G. W. O. entgegenſtehe, indem Joſeph M. Steuereinſammler 
der Gemeinde und Eduard S. Caſſier des Contributionsfondes und 
Sammler der ſtädtiſchen Einnahmen ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat die Einwendungen als grundlos 
abgewieſen, weil Jemand, der für die Steuereinhebung in der Gemeinde 
eine Remuneration bezieht, nicht als ein Gemeindebedienſteter ange— 
ſehen werden könne. 1 

Gegen dieſe Entſcheidung haben Johann M. und Eduard S. 
den Recurs an die Statthalterei ergriffen, welche Behörde vorerſt ficher- 
ſtellen ließ, unter welchen Modalitäten die Beſtellung des Joſeph M. 
zum Steuerſammler erfolgt iſt. Aus dem diesfalls erſtatteten Berichte 
des Stadtvorſtandes in O. C. ergab ſich, daß Joſeph M. ohne Decret, 
nur mündlich von der Stadtvertretung am 1. Jänner 1864 zum 
Steuerſammler beſtellt wurde und hiefür 65 fl., dann von jedem Steuer⸗ 
zahler 10 kr. und aus dem Gemeindewalde 2 Klafter Holz jährlich bezieht. 

Die Statthalterei hat darnach die Wahl des Joſeph M. und Eduard 
S. zu Mitgliedern des Gemeinde-⸗Ausſchuſſes außer Kraft gelebt, 
weil Beide von der Gemeinde zu beſtimmten Dienſtleiſtungen zu deren 
Handen beſtellt ſind und hiefür von der Gemeinde Entlohnungen 
beziehen, ſomit unzweifelhaft als Bedienſtete der Gemeinde anzuſehen 
und nach $ 11 G. W. O. von der Wählbarkeit ausgenommen find. 


Daß die Wahl des geſammten Vorſtandes außer Kraft geſetzt wurde, 
habe ſeinen Grund darin, daß die Wahl des Vorſtehers vor jener der 
Räthe zu erfolgen hat, ſomit die Ungiltigkeit der Vorſteherswahl auch 
die Nothwendigkeit der Neuwahl der Näthe nach ſich zieht. 

Im Miniſterialrecurſe haben M. und S. hervorgehoben, daß 
fie bereits durch eine Reihe von 6 Jahren, Erſterer Mitglied des Ge- 
meindevorſtandes, Letzterer des Ausſchuſſes find. Wie es in jeder Ge- 
meinde, welche ſich Beamte zu halten nicht in der Lage iſt, vorkommt, 
daß die Gemeinde-Ausſchußmitglieder zur Sublevirung des Bürger 
meiſters verſchiedenartige Geſchäfte verſehen müſſen, ſo geſchah es auch 
in O. C. daß ihm (Joſeph M), als er vor 6 Jahren zum Gemeinde— 
rathe erwählt wurde, die Einhebung und Abfuhr der Steuern und 


ihm (Eduard S.) die Rechnungsführung übertragen wurde. Dieſe Ge- 


ſchäfte haben ſie beide nur als Mitglieder der Gemeindevertretung 
beſorgt und, wenn ſie nach Ausgang der Wahlperiode nicht wieder 
gewählt worden wären, jo hätte der Ausſchuß die Führung dieſer Ge— 
ſchäfte anderen ſeiner Mitglieder übertragen. Recurrenten meinen daher, 
daß fie die ihnen übertragenen Obliegenheiten auf Grund der §§ 41 
und 52, nicht aber als Gemeindebedienſtete im Sinne des § 11 
G. W. O, erfüllten. Die erhaltene Remuneration könne an dieſem 
Verhaͤltniſſe nichts ändern. Aus dieſen Gründen erſuchten die Recur⸗ 
renten um die Behebung der Statthaltereientſcheidung. 

Die Bezirkshauptmannſchaft bemerkte bei Vorlage des Recurſes, 
daß, wenn man den Grundſatz aufſtellen wollte, daß jeder, welcher 
eine Entlohnung von der Gemeinde für gewiſſe Verrichtungen erhält, 
als Bedienſteter der Gemeinde anzuſehen iſt, kein Gemeindevorſteher 
oder Gemeinderath bei der nachfolgenden Wahlperiode zur Wahl zus 
gelaſſen werden dürfte, weil ſelbe überall für die Steuereinhebung und 
Abfuhr dann für die Gemeinderechnungslegung Entlohnungen von der 
Gemeinde beziehen. Die Recurrenten ſeien nicht als Steuerſammler 
und Rechnungsführer förmlich angeſtellt worden, haben keine Anſtel— 
lungsdecrete erhalten, ſondern es wurden ihnen einzig und allein als 
Gemeinde-Ausſchüſſen die fraglichen Geſchäfte zur Beſorgung gegen 
Entſchädigung übertragen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 5. September 1874, 
3. 13.365 die Statthaltereientſcheidung behoben und die auf Joſeph 
M. und Eduard ©. gefallenen Wahlen unter Zurückweiſung der da⸗ 
gegen angebrachten Einwendungen als geſetzlich giltig anerkannt. „Denn 
ſowohl die Steuereinhebung als die Führung der Gemeinderechnung 
obliegt dem Gemeindevorſteher und wenn er hiefür eine Remuneration 
aus Gemeindemitteln erhält, ſo kann er deßhalb noch nicht als ein 
Gemeindebedienſteter im Sinne des § 11 der G. W. O. angeſehen 
werden. Das Gleiche gilt von jenen Mitgliedern des Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuſſes, welchen während ihrer Functionsdauer zur Sublevirung des 
Gemeindevorſtehers die Beſorgung einzelner dem letzteren obliegenden 
Geſchäfte übertragen worden iſt“. 


Zur Auslegung des $ 16. Abſ. u des Geſetzes v. 10. Mai 1823, 
N. G. Bl. Nr. 108, in 1 Anhaltung in Zwangsarbeits⸗ 
anftalten. 


Das Miniſterium des Innern hat zur Frage mit dem Erlaſſe 
v. 14. Auguſt 1874, 3. 9630 einvernehmlich mit dem Juſtizmini⸗ 
ſterium der Statthalterei in Böhmen Folgendes eröffnet: 

„Im Falle des § 16, Ubi. 4 des Geſeges vom 10. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 108 bedarf es keines weiteren gerichtlichen Ausſpruches 
auf die Zuläſſigkeit der Abgabe in die Zwangsarbeitsanſtalt, ſondern 
die politiſche Landesbehörde iſt ermächtigt, die Anhaltung des betref⸗ 
fenden Individuums auf die von dem Zeitraume von 3 Jahren noch 
nicht abgelaufene Zeit zu verfügen, wenn ſich nach den Wahrnehmungen 
der Sicherheitebehörde ergibt, daß die Beſſerung des vor Ablauf von 
2 Jahren entlaſſenen Individuums nicht eingetreten iſt. Liegt jedoch bei 
einem in der Zwangsarbeitsanſtalt bereits früher angehaltenen Indi⸗ 
viduum ein neuerlicher gerichtlicher Ausſpruch auf die Zuläſſigkeit der 
Anhaltung in einer ſolchen Anftalt vor, jo ſteht die frühere Anhaltung, 
ob ſie nun volle 3 Jahre oder kürzer gedauert hat, nicht entgegen, 
daß die politiſche Landesbehörde die neuerliche Abgabe des betreffenden 
Individuums in die Zwangsarbeitsanſtalt verfüge und daß dieſe An⸗ 
haltung nach Beſchaffenheit der Umſtände anf drei Jahre vom Zeit⸗ 
punkte der neuerlichen Anhaltung an — ausgedehnt werde.“ * 


Notiz 


(Gewerbegerichte.) Nach dem Geſetze vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 63, können in Städten oder Bezirken, in welchen gleiche oder verwandte Gewerbe 
fabriksmäßig betrieben werden, Gewerbegerichte errichtet werden, vor welchen die nach— 
ftehenden zwiſchen den Arbeitgebern oder ihren Stellvertretern einerſeits, und den 
Arbeitnehmern, d. i. den Arbeitern oder Lehrlingen andererſeits, oder zwiſchen den 
Arbeitern untereinander in den Gewerbsunternehmungen, für welche das Gewerbe 
gericht beſtellt iſt, aus dem Arbeits- oder Lehrverhältniſſe entſtehenden Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten, wenn ſie während der Dauer des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes oder 
ſpäteſtens binnen 30 Tagen nach der Auflöſung desſelben angebracht werden, auszu⸗ 
tragen ſind: 

a) Die Lohnſtreitigkelten; 

b) die Streitigkeiten über die Auflöſung des Dienft-, Arbeits oder Lehrver⸗ 
hältniſſes (§§ 7880 und 96—100 der Gewerbeordnung); 

e) die Streitigkeiten über Entſchädigungsanſprüche aus dem Dienſtaustritte 
oder der Dienſtentlaſſung; 

d) die Streitigkeiten über Erſatzanſprüche aus der Beſchädigung von Fabriks⸗ 
gegenſtänden; 

e) die Streitigkeiten, welche ſich auf die Penſions⸗, Kranken- und andere der⸗ 
artige Caſſen der Arbeiter beziehen, inſoſerne zu dieſen Caſſen ſowohl von den Arbeits 
gebern, als auch von den Arbeitern Beiträge geleiſtet werden. 

Die Errichtung von Gewerbegerichten wird durch Verordnung des Juſtiz— 
miniſteriums im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium nach eingeholtem Gut⸗ 
achten der Landtage, rückſichtlich wenn über Anträge auf Errichtung einzelner Ge 
werbegerichte zu einer Zeit zu entſcheiden iſt, in welcher die Einholung des Gutachtens 
des Landtages nicht thunlich iſt, nach eingeholtem Gutachten des Landesausſchuſſes 
(Geſetz vom 1. April 1872, R. G. Bl. Nr. 42) verfügt. Bisher wurden vier Ge⸗ 
werbegerichte errichtet: 

1. Für die in dem Gemeindegebiete der Stadt Brünn und den Ortſchaften 
Königsfeld, Steinmühle, Jundorf, Ober- und Unter⸗Gerfpitz, Kumrowitz, Czerno⸗ 
witz, Schimitz, Huſſowitz, Malomieritz, Julienfeld und Obran befindlichen, fabriks⸗ 
mäßig betriebenen Unternehmungen des Geſammtzweiges der Webeinduſtrie und der 
damit verwandten Gewerbe der Färberei, Spinnerei und Appretur mit dem Sitze in 
Brünn (Vdg. vom 9. November 1869, R. G. Bl. Nr. 167); 

2. für die innerhalb der Gemeindegebiete von Wien, Ober- und Unter⸗Döbling, 
Heiligenſtadt, Nußdorf, Grinzing, Ober- und Unter⸗Sievering, Währing, Weinhaus, 
Gerſthof, Pötzleinsdorf, Neuftift am Walde, Salmannsdorf, Neulerchenfeld, Ottakring, 
Hernals, Dornbach, Neuwaldegg, Fünfhaus, Sechshaus, Rudolfsheim, Gaudenzdorf, 
Ober⸗ und Unter⸗Meidling, Breitenſee, Penzing, Hietzing, Lainz, Speiſing, Ober⸗ 
und Unter⸗St. Veit, Hacking, Baumgarten, Floridsdorf, und Simmering fabriksmäßig 
betriebenen Maſchinen⸗ und Metallwaaren⸗Induſtrie mit dem Sitze in Wien (Bdg. 
vom 13. Nov. 1871, R. G. Bl. Nr. 134); 

3. für die in den Gemeindegebieten der Stadt Bielitz, Altbielitz mit Alexander⸗ 
feld, Biſtray, Kamitz und Batzdorf fabriksmäßig betriebenen Gewerbe der Textil-In⸗ 
duſtrie, der Spinnerei, Weberei, Färberei, Walkerei, Appretur und der hiemit in Verbin⸗ 
dung ſtehenden Gewerbszweige der Maſchinen-, Werkzeng⸗ und Kratzenfabrication 
mit dem Sitze in Bielitz (Vdg. vom 14. Februar 1872, R. G. Bl. Nr. 12); 

und 4. für die innerhalb des Sprengels des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksge⸗ 
richtes Reichenberg fabriksmäßig betriebenen Unternehmungen der Webeinduſtrie 
und der damit verwandten Gewerbe der Färberei, Walkerei, Druckerei, Spinnerei 
und Appretur mit dem Sitze in Reichenberg (Vg. vom 22. Februar 1873, R. G. Bl. 
Nr. 27). 

Das letztgenannte Gewerbegericht hat bis jetzt ſeine Amtswirkſamkeit noch nicht 
begonnen. 

Mit Allerhochſter Entſchließung vom 3. März 1873 wurde geſtattet, daß den 
auf Grund des Reichsgeſetzes vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 63, conſtituirten Ge⸗ 
werbegerichten, wenn fie darum anſuchen, von dem Miniſterium des Innern einver- 
nehmlich mit dem Miniſterium der Juſtiz und des Handels die Führung des kaiſ. 
Adlers im Amts ſiegel bewilligt werden dürfe. Jur. Blätt. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 4. September 1874, 3. 13.083 in Betreff 
der Veſchleunigung des Verfahrens wegen Abgabe in Zwangsarbeitsanſtalten behufs 
Vermeidung politiſcher Hafthaltung. 


Aus Anlaß des Falles, daß ein von einem k. k Bezirksgerichte wegen Land⸗ 
ſtreicherei nach dem Geſetze vom 10. Mai 1873, Nr. 108 des R. G. B. zu einer zwei⸗ 
monatlichen Arreſtſtrafe verurtheiltes Individuum auch nach Verbüßung dieſer Strafe 
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Zeit in Haft behalten werden mußte, weil das eingeleitete Verfahren wegen der Ab— 
gabe dieſes Individuums in eine Zwangsarbeitsanſtalt beim Ablaufe der Strafzeit 
noch nicht beendet war, wiewohl das betreffende Gericht den nach § 14 des obigen Ge⸗ 
ſetzes erfolgten Ausſpruch über die Zuläſſigkeit feiner Anhaltung in einer Zwangs⸗ 
arbeitsanſtalt gleich nach Fällung des Strafurtheils der politiſchen Behörde mitge- 
theilt hatte, wird die k. k. . . . . . . über Erſuchen des k. k. Juſtizminlſteriums vom 
17 Auguſt 1874, Z. 11.197 aufgefordert, die unterſtehenden Behörden anzuweiſen, 
die Verhandlungen wegen der Abgabe in die Zwangsarbeitsanſtalten in einer Weiſe 
zu beſchleunigen, daß jede derartige durch die Umſtände nicht gebotene Verlängerung 
der Verwahrung politiſcher Häftlinge vermieden werde. 

Das Juſtizminiſterium legt auf die Hintanhaltung von Fällen ſolcher Art 
ein um fo größeres Gewicht, als die Verlängerung der Verwahrung politiſcher Häft- 
linge einerſeits zur Ueberfüllung der bezirksgerichtlichen Arreſte führen kann und an⸗ 
derſeits ſich nach den beſtehenden Geſetzen, insbeſondere auch nach jenem vom 10. Mai 
1873, Nr. 108 kaum rechtfertigen läßt, und als endlich die von dem k. k. Juſtiz— 
miniſterium laut des h. o. Normalerlaſſes vom 31. Auguſt 1868, Z. 4006 / M. J. zu 
geſtandene Verwahrung der politiſchen Häftlinge in den bezirksgerichtlichen Arreſten 
auf der Vorausſetzung beruhte, daß hiedurch keine namhafte Vermehrung der In— 
quiſitionskoſten veranlaßt werden wird. 


Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 6. October 1874, 3. 13.908, 
an die Präſidien der ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfungs⸗Commiſſion in Wien, 
Prag, Graz, Junsbruck, Krakau, Lemberg und Zara. 


Die mit der hierortigen Verordnung vom 27. October 1860, 3. 10 016, ge⸗ 
troffene Beſtimmung, wornach Studierende, welche aus zwei Hauptgegenſtänden der 
jndiciellen Staatsprüfung einen Calcül der Auszeichnung erlangt haben, in den letzten. 
zehn Tagen des Monats Juli zur Ablegung der ftaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfung 
zuzulaſſen find, wird hiemit außer Kraft geſetzt, und iſt hinfort für die Zulaſſung zu 
dieſer Staatsprüfung wieder ausnahmslos die Beſtimmung der juridiſchen Studien— 
ordnung vom 2. October 1855), Abſatz 6 maßgebend, der zufolge die genannte Prür- 
fung erſt nach vollſtändig zurückgelegtem Quadriennium, d. i. nicht vor Ausgang des. 
Monates Juli beſtanden werden kann. 


Vorſtehender Erlaß wurde den Decanaten der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Profeſſoren⸗Collegien zu Wien, Prag, Graz, Innsbruck, Krakau und Lemberg 
zur Kenntnißnahme mit dem Beifügen mitgetheilt, daß es hiernach auch von der gleich— 
falls mit Verordnung vom 27. October 1860, 3. 10.016, getroffenen Verfügung. 
wornach unter den dort bezeichneten Vorausfetzungen Candidaten der ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Staatsprüfung das Abſolntorium vor vollſtändig abgelaufenem Quadrien⸗ 
nium auszufolgen war, das Abkommen erhält. 


) Reichsgeſetzblatt Stück XXXVI, Nr. 172. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den a. o. Geſandten in Athen Nikolaus Freiherrn v. 
Pottenburg zum a. o. Geſandten am k. ſchwediſch⸗norwegiſchen Hofe ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe bei der ſteiermärkiſchen Statt - 
halterei Franz Kallina den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Probierer des k. k. Hauptmünzamtes Franz Pechan 
den Titel und Charakter eines Bergrathes taxfrei verliehen. 5 
Seine Majeſtät haben den Legationsrath zweiter Kategorie Otto Freih. v. 
Mayer⸗Gravenegg zum Legationsrathe erſter Kategorie, den Honorar. Legations. 
rath Franz Graf Deym zum wirklichen Legationsrathe zweiter Kategorie, die Honorar- 
Legationsſecretäre und beſoldeten Attaches Raoul Fürſt Wrede, Wilhelm Graf Lippe 
und Rudolf Graf Montgelas zu wirklichen Legationsſecretären ernannt nnd den 
unbeſoldeten Attaches Florian von Roſty, Theodor Graf Latour und Arthur 
Ritter von und zu Eißenſtein beſoldete Attacheitellen verliehen. . 
Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtdirector für Tirol und Vorarlberg Karl 
Glotz den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptman ne Joſeph Achatz anläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfrei verliehen. 
Der Handelsminiſter hat den Telegraphenamtsverwalter Peter Oswald in 
Auſſig und die Telegraphenamtscontrolore Johann Kro mp in Lemberg und Eduard 
Schera ch in Graz zu Telegraphenoberamtscontroloren für Brünn, beziehungsweise 
Lemberg und Graz ernannt. 


Erledigungen. 


Amtscontrolorsſtelle bei der k k. Telegraphenhauptſtation in Trieſt mit der 
neunten Rangsclaſſe, gegen Caution, bis Ende November. (Amtobl. Nr. 257) 

Amtsverwaltersſtelle bei der k. k. Telegraphenhauptſtation in Auſſig, mit der 
neunten Rangsclaſſe, gegen Caution, bis 30. November. (Amtsbl. Nr. 257.) 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt. und Domänendirection in Gmunden, bis 6. December. 


über Erſuchen der politiſchen Bezirksbehörde ſeiner Heimatgemeinde noch durch längere 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


(Amtsbl. Nr. 258.) 
Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


